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Gegen die Streichung des Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO 
BA-Antrags-Nr. 20-26 / B 06915 des Bezirksausschusses  
des Stadtbezirks 05 - Au-Haidhausen vom 24.07.2024 
 
Sehr geehrter Herr Spengler, 

der o.g. Antrag des Stadtbezirkes 05 – Au-Haidhausen wurde dem Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung zur federführenden Bearbeitung zugeleitet. Die Landeshauptstadt München 
wird darin gebeten, sich bei der Bayerischen Staatsregierung für eine Rücknahme der, im 
Rahmen des aktuellen Modernisierungsgesetzes geplanten Streichung des Art. 81 Abs. 1  
Nr. 5 Bayerische Bauordnung (BayBO) einzusetzen. 

Die auf Art. 81 Abs.1 Nr. 5 BayBO erlassenen Einfriedungs- und Freiflächengestaltungs-
satzungen seien aus Sicht der Klimaanpassung und des Artenschutzes enorm wichtig. 
Freiflächengestaltungssatzungen seien ein wichtiges Instrument der Kommunen für die Klima-
anpassung und ermöglichten es der Kommune, z. B. Schottergärten oder eine Versiegelung 
von Gärten zu verhindern (Stichwort Schwammstadt). Auch Privatgärten hätten mit immerhin  
4 % der Fläche Deutschlands das Potential, einen wichtigen Beitrag zur Klimaanpassung und 
für den Artenschutz zu leisten. Statt einer Streichung der Nr. 5 sei aus Klima- und Umweltsicht 
das Gegenteil notwendig, nämlich dass Klimaanpassung und Artenschutz endlich Eingang 
fänden in Art. 81 BayBO. Zu der in der Zuständigkeit der Kommunen liegenden Daseinsvor-
sorge der Bevölkerung zähle auch der Schutz vor Überschwemmung und Hitze. Die Staats-
regierung müsse den Kommunen dazu die nötigen Instrumente zur Verfügung stellen und 
sollte deren Selbstverwaltungsrecht nicht unnötig einschränken. Für den Stadtbezirk Au-
Haidhausen mit seiner schon aktuell sehr dichten Bebauung und der immer weiter 
fortschreitenden Nachverdichtung sei der Schutz der verbleibenden Grünflächen besonders 
wichtig. Zumindest das wenige, was an Grünfläche bleibe, solle den Namen „Garten“ noch 
verdienen können. 
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Dem Antrag wurde zwischenzeitlich inhaltlich entsprochen. Bei der Information hierüber 
handelt es sich um eine laufende Angelegenheit im Sinne des Art. 37 Abs. 1 Nr. 1 BayGO. 
Daher beantwortet das Referat für Stadtplanung und Bauordnung Ihren Antrag wie folgt: 

Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung teilt Ihre Auffassung zur geplanten Streichung 
des Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO und hat sich bereits für die Rücknahme dieser geplanten 
Streichung eingesetzt. Allerdings nicht direkt gegenüber der Bayerischen Staatsregierung, 
sondern über den Bayerischen Städtetag. Dieser wurde im Rahmen der Verbändebeteiligung 
im Gesetzgebungsverfahren zum „Ersten Modernisierungsgesetz der Bayerischen Staats-
kanzlei“ offiziell beteiligt. Entsprechend wurde dem Bayerischen Städtetag Mitte Juli eine 
ausführliche inhaltliche Stellungnahme zu den geplanten Gesetzesänderungen gesendet. Zur 
geplanten Aufhebung des Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass diese als äußerst kritisch gesehen und daher nachdrücklich gefordert wird, von einer 
Streichung abzusehen. 

Auf Basis der eingegangenen Stellungnahmen ihrer Mitglieder hat der Bayerische Städtetag 
zusammen mit dem Bayerischen Gemeindetag der Bayerischen Staatskanzlei am 30. Juli 
2024 eine gemeinsame fachliche Stellungnahme zu den geplanten Änderungen zur Kenntnis 
gegeben, in der die geplante Aufhebung des Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO scharf kritisiert wird. 
Hier wurde insbesondere auf die rechtlichen Widersprüche zum Berücksichtigungsgebot des 
am 1. Juli in Kraft getretenen Klimaanpassungsgesetz hingewiesen, nach dem auch die 
Bayerische Staatsregierung verpflichtet ist, bei ihren Gesetzesvorhaben die zukünftig zu 
erwartenden Auswirkungen des Klimawandels, insbesondere die Erzeugung oder Verstärkung 
eines lokalen Wärmeinseleffekts, zu berücksichtigen. Auch wurde auf die Ziele der EU-
Verordnung zur Wiederherstellung der Natur hingewiesen, wonach in städtisch verdichteten 
Räumen bis 2030 keine Nettoverluste mehr an Grün und Baumüberschirmung bezogen auf 
2024 stattfinden dürfen und die Baumüberschirmung in jeder Stadt auf ein zufriedenstellendes 
Niveau ausgebaut werden muss. Die Aufhebung der Satzungsermächtigung und erst recht das 
Außer-Kraft-Setzen bestehender örtlicher Gestaltungskonzepte sei in keiner Weise 
gerechtfertigt. 

Abschließend weist das Referat für Stadtplanung und Bauordnung noch darauf hin, dass die 
Fortschreibung der Münchner Gestaltungs- und Begrünungssatzung bereits angelaufen ist. 
Sollte Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO tatsächlich entfallen, wird sich das Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung insbesondere auf die Fortschreibung von Regelungen, gestützt auf die 
verbleibende Ermächtigungsgrundlage in Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO („über besondere 
Anforderungen an die äußere Gestaltung von baulichen Anlagen zur Erhaltung und Gestaltung 
des Ortsbildes, insbesondere zur Begrünung von Gebäuden“) konzentrieren, um eine 
angemessene Durchgrünung sicherstellen zu können. 

Dem Antrag Nr. 20-26 / B 06915 kann nach Maßgabe der vorstehenden Ausführungen 
entsprochen werden. Er ist damit behandelt. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

 
 

 

 




